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VI -5724.1 -362/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Vereinfachung und Einsparung beim Ärztlichen Dienst 
der Versorgungsverwaltungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Burger, Dr. Evers, 
Härzschel, Frau Schröder (Detmold) und Genossen 
— Drucksache VI/2348 — 


In Übereinstimmung mit den hierzu abgegebenen Stellung- 
nahmen der Länder beantworte ich die oben bezeichnete Kleine 
Anfrage für die Bundesregierung wie folgt: 


1. Kann der Versorgungsärztlidie Dienst von Untersuchungen für 
Badekuren entlastet werden? 

Zur Entlastung der Ärztlichen Dienste in der Versorgungs Ver- 
waltung werden schon seit Jahren ausgewählte geeignete 
Außengutachter eingesetzt. Der Möglichkeit, in noch größerem 
Umfang Außengutachter zu gewinnen, sind jedoch Grenzen 
gesetzt. Diese ergeben sich vor allem daraus, daß im Ver- 
sorgungswesen die Erstattung von Kurgutachten spezielle 
Kenntnisse in versorgungsmedizinischer und versorgungsrecht- 
licher Hinsicht voraussetzt. 


2. Kann die notwendige Untersuchung eines Antragstellers nach 
Formblatt mit gezielten Fragen durch den Hausarzt durchgeführt 
werden, der die Kurfähigkeit attestiert? 

Der Hausarzt ist an dem Verfahren zur Durchführung einer 
Badekur schon heute mitbeteiligt. Er regt im allgemeinen die 
Kur an und unterstützt den Antrag mit einem ärztlichen Attest 
über die Kurbedürftigkeit. Darin liegt eine wichtige Mithilfe, 
auf welche die Versorgungsbehörde nicht verzichten will. Die 
Kuruntersuchung selbst jedoch sollte weiterhin durch Ärzte der 
Versorgungs Verwaltung bzw. durch bestimmte Außengutachter 
vorgenommen werden, weil nur dadurch ein optimaler Einsatz 
der balneologischen Heilmaßnahmen möglich wird. Die Ver- 
sorgungsbehörde verfügt über eine so große Zahl von Einrich- 
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tungen mit spezieller Indikation, daß sie dem Hausarzt nicht 
immer im einzelnen bekannt sein können; oft hat er auch nicht 
die Informationen über den positiven oder negativen Effekt 
früherer Heilmaßnahmen, die sich aus den Unterlagen der Ver- 
sorgungsakten entnehmen lassen. Art und Umfang einer mo- 
dernen Badekur und der geeignete Badeort sind aber auf die 
Besonderheiten der Behinderung, das Lebensalter und den ge- 
sundheitlichen Gesamtzustand auszurichten. Es liegt deshalb im 
Interesse des Beschädigten, daß auch weiterhin die Versor- 
gungsbehörde die notwendigen Kuruntersuchungen durchführt, 
um den bestmöglichen Effekt einer Badekur zu erreichen. Hinzu 
kommt, daß bei den meisten Beschädigten nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz jeweils geklärt werden muß, ob die beantragte 
Kur wegen der anerkannten Schädigungsfolgen erforderlich 
oder ob für die Durchführung einer Kur die Rentenversicherung 
zuständig ist. Auch die Beurteilung dieser Fragen erfordert 
besondere Erfahrungen und Kenntnisse in der Versorgungs- 
medizin. 


3. Geben die Erfahrungen bei der Behandlung der Anträge auf 
Erholungsfürsorge, die auch ohne amtsärztliche Untersuchung 
und lediglich mit dem Attest des Hausarztes genehmigt werden, 
nicht Veranlassung, auch bei Badekuren gleichermaßen zu ver- 
fahren? 

Die Beantwortung der Frage 3 ergibt sich zum Teil schon aus 
den Überlegungen, wie sie bei der Beantwortung der Frage 2 
dargestellt wurden. 

Erholungsfürsorge ist mit Badekuren nicht vergleichbar, weil 
eine intensive ärztliche Behandlung nicht stattfindet. Deshalb 
genügt hier ein ärztliches Zeugnis, das die Notwendigkeit des 
Erholungsaufenthaltes zur Erhaltung der Gesundheit oder 
Arbeitsfähigkeit und die Zweckmäßigkeit der beabsichtigten 
Erholung bescheinigt. Daneben ist bei Beschädigten zwar auch 
zu prüfen, ob die Erholungsbedürftigkeit durch die anerkannten 
Schädigungsfolgen bedingt ist. Zur Beantwortung dieser Frage 
sind jedoch keine so speziellen Befunderhebungen wie bei den 
Untersuchungen vor einer Badekur und auch keine besonderen 
Erfahrungen und Kenntnisse in der Versorgungsmedizin erfor- 
derlich. 

Die Badekur indessen als eine besondere Form der Behandlung 
von Schädigungsfolgen kann im Gegensatz zum Erholungsauf- 
enthalt eine Belastung bedeuten, die dem Beschädigten nur 
dann zugemutet werden darf, wenn der Grad seiner Belastungs- 
fähigkeit durch sorgfältige und oft auch aufwendige Befund- 
erhebung festgestellt worden ist. 

Diese notwendigen Untersuchungen dem behandelnden Haus- 
arzt zuzumuten, der ohnehin schon stark mit Arbeit überlastet 
ist und nicht immer über die erforderlichen technischen Einrich- 
tungen verfügt, läge nicht im Interesse des Beschädigten. 


Walter Arendt 



